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17. UKSH zahlte Gewinnbeteiligung auf Basis fiktiver Erlöse 
 
Chefärzte generieren durch die Behandlung von privatversicher
ten Patienten zusätzliche Einnahmen für das Klinikum. Hieran 
werden sie in der Regel mit einer erfolgs- oder leistungsabhän
gigen Vergütung beteiligt, die zusätzlich zum Festgehalt gezahlt 
wird. In den vom LRH geprüften Einzelfällen erhielten Chefärzte 
und einzelne Mitarbeitende des UKSH eine prozentuale Gewinn
beteiligung, die von der gängigen Praxis und dem Muster-
Chefarztvertrag des UKSH in mehreren Punkten abwich: 
 
Bei der Gewinnermittlung wurden stationäre Erlöse von gesetz
lich versicherten Patienten berücksichtigt, obwohl die Behand
lung gesetzlich versicherter Patienten üblicherweise mit der 
Festvergütung abgegolten ist. 
 
Die bei der Gewinnermittlung berücksichtigten Erlöse wurden 
mit einem überhöhten, nicht marktüblichen Verrechnungssatz 
berechnet und entsprachen nicht den Einnahmen des UKSH. 
Zudem wurden bei den abzuziehenden Kosten nicht alle Kosten
positionen berücksichtigt. 
 
In der Folge ist die Gewinnbeteiligung zum Nachteil des UKSH 
deutlich höher ausgefallen. Zudem führten Leistungsausweitun
gen zu einem stetigen Anstieg der leistungsabhängigen Vergü
tung. 
 
Für die Zukunft konnte die Vergütung zwar durch Nachverhand
lungen reduziert und auf einen festen Betrag gedeckelt werden, 
allerdings wurde der Leistungsbezug aufgegeben, sodass sie 
nun einer zusätzlichen Festvergütung gleicht. 
 

17.1 Vorgaben beim Abschluss von Chefarztverträgen 
 
Seit 2007 gibt es im Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH) die 
Vorgabe, dass der Abschluss eines Chefarztvertrags, der vom Muster-
Chefarztvertrag zulasten des UKSH wesentlich abweicht oder eine außer
gewöhnlich hohe Vergütung vorsieht, als außergewöhnliches Rechts-
geschäft der Zustimmung des Aufsichtsrats bedarf. 
 
Dabei haben sich das seinerzeitige Ministerium für Wissenschaft, 
Wirtschaft und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein (Wissenschaftsmi
nisterium) und das UKSH darauf verständigt, das Vorliegen eines außer
gewöhnlichen Rechtsgeschäfts lediglich auf den Bereich der Vergütungs-
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regelungen zu beschränken. Hieraus entwickelte der Aufsichtsrat Gehalts
grenzen, die bei Abschluss eines Chefarztvertrags vom UKSH einzuhalten 
sind.1 
 
Wie die Prüfung zeigt, können auch Abweichungen von anderen Regelun
gen des Muster-Chefarztvertrags wesentliche nachteilige Auswirkungen 
auf das UKSH haben. 
 

17.2 Ausgangslage 
 
In den konkreten Einzelfällen hatte der Vorstand mit den beteiligten Chef
ärzten Zusatzleistungen vereinbart, für die er eine prozentuale Gewinn-
beteiligung gewährte. Die Honorierung trat neben die bisher vertraglich 
zugesicherten festen und erfolgsabhängigen Vergütungsbestandteile. 
 
In den Jahren 2014 bis 2016 waren den betroffenen Chefärzten 357.000 € 
als leistungsabhängige Vergütung ausgezahlt worden. Die Berechnung 
hatte ein beteiligter Chefarzt erstellt. Interne Überprüfungen fanden 
zunächst nicht statt. Die Berechnung berücksichtigte neben privatärzt-
lichen Erlösen auch sämtliche stationäre und ambulante Erlöse aus der 
Behandlung gesetzlich versicherter Patienten. 
 

17.3 Interne Überprüfung in 2017 führte zu Korrekturen 
 
2017 waren die der Prüfung zugrundeliegenden außertariflichen Verträge 
Gegenstand einer internen Überprüfung im UKSH. 
 
Im Prüfvermerk von 2018 wurde die Berechnung der Erlöse kritisiert und 
es wurden Mängel bei der Kostenzuordnung festgestellt. Hinsichtlich der 
Erlöse aus ambulanten Leistungen für gesetzlich Versicherte bestand 
Einigkeit darüber, dass diese in nicht vertragskonformer Weise in die 
Berechnung einbezogen worden waren. Demgegenüber vertrat der 
UKSH-Vorstand seinerzeit die Auffassung, dass die Einbeziehung sämt-
licher stationärer Leistungen bei der Gewinnberechnung korrekt gewesen 
sei, also einschließlich der stationären Leistungen für gesetzlich Ver-
sicherte. Dies entspräche dem gemeinsamen Willen der Vertragsparteien 
bei Abschluss der Änderungsverträge. 
 
Entsprechende, für die Gewinnermittlung anzuwendende Verfahrens
grundsätze, wurden daraufhin 2019 erstmals eindeutig festgelegt und 
dokumentiert. Das UKSH implementierte zudem eine Kontrollinstanz, die 
die Berechnungen der Gewinnermittlung seither prüft. 

 
1  Vgl. Bemerkungen 2025 des LRH, Nr. 10.2. 
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Die Berechnungen für die Jahre 2014 bis 2016 wurden auf der Grundlage 
der festgelegten Verfahrensgrundsätze rückwirkend korrigiert. Dabei 
wurde eine Überzahlung von 312.000 € allein für die fälschlicherweise ein
bezogenen Erlöse aus ambulanten Leistungen festgestellt. Ein Teil des 
Geldes konnte wegen der tariflichen Ausschlussfrist nicht mehr von den 
Chefärzten zurückgefordert werden. Davon hat jedoch die Vermögens
schadens-Haftpflichtversicherung des UKSH einen wesentlichen Anteil im 
Wege des Vergleichs ausgeglichen. 
 

17.3.1 Berechnung der Leistungsbeteiligung wurde zu spät überprüft 
 
Der eingetretene Vermögensschaden hätte verhindert werden können, 
wenn die Berechnung der Ergebnisbeteiligung früher hinterfragt worden 
wäre. Es gab bis 2019 weder beim auszahlenden Dezernat Personal noch 
bei einer anderen Stelle eine wirksame Kontrolle. Das war in Anbetracht 
der Gesamtumstände fahrlässig. 
 

17.3.2 Die Einbeziehung von stationären Erlösen gesetzlich versicherter 
Patienten in die Gewinnbeteiligung ist eine wesentliche Abweichung 
vom Muster-Chefarztvertrag 
 
Der Muster-Chefarztvertrag sieht in § 8 Abs. 3 eine leistungsabhängige 
Beteiligung an den privaten und wahlärztlichen Leistungen vor. Das liegt 
daran, dass der Chefarzt hier durch sein höchstpersönliches Tätigwerden 
zusätzliche Einnahmen für das UKSH generiert. Die Behandlung von 
gesetzlich versicherten Patienten ist üblicherweise bereits mit der Festver
gütung abgegolten. Daher ist auch im Muster-Chefarztvertrag keine 
zusätzliche Beteiligung daran normiert. 
 
Die Einbeziehung sämtlicher stationärer Leistungen bei der Erfolgsbeteili
gung stellt somit eine Abweichung vom Muster-Chefarztvertrag zulasten 
des UKSH dar. 
 
Die Abweichung war auch wesentlich. Von 2014 bis 2019 betrug die aus
gezahlte leistungsabhängige Vergütung insgesamt rund 771.000 €, davon 
rund 728.000 € für die Jahre 2017 bis 2019. 
 
In einer überschlägigen Berechnung hat der LRH festgestellt, dass die 
Leistungsbeteiligung ohne die Einbeziehung der gesetzlich Versicherten 
allein für 2017 bis 2019 um rund 433.000 € geringer ausgefallen wäre. 
 
Die Entscheidung des Vorstands war auch nicht zwingend. Die dem LRH 
vorliegenden vorvertraglichen Unterlagen zeigen, dass zumindest ein 
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Chefarzt vor Vertragsabschluss lediglich von einer Beteiligung an den 
Überschüssen aus Leistungen an Privatpatienten ausging. 
 

17.3.3 Chefärzte profitierten von überhöhten internen Verrechnungspreisen 
 
Die vertraglich vereinbarten Zusatzleistungen an stationär aufgenomme
nen gesetzlich versicherten Patienten werden von den Krankenkassen 
nicht separat vergütet. Als allgemeine Krankenhausleistungen1 sind sie 
Teil der für den jeweiligen Behandlungsfall gezahlten Fallpauschale. Um 
die Erlöse der Fallpauschale verursachergerecht zwischen den einzelnen 
Abteilungen des UKSH zu verteilen, hat das UKSH eine interne Preisliste 
festgelegt. Diese Preisliste wurde auch für die Ermittlung der leistungs-
abhängigen Beteiligung der Chefärzte zugrunde gelegt. Bei dem in der 
Preisliste festgelegten Wert handelt es sich aber um einen unter-
nehmenspolitisch überhöhten Verrechnungswert, der darauf abzielt, die  
internen Leistungsanforderungen durch andere Abteilungen des UKSH zu 
begrenzen. Fremdeinrichtungen außerhalb des UKSH würden für entspre
chende Leistungen eine um etwa 30 % geringere Vergütung abrechnen. 
Hätte das UKSH bei der Berechnung der Gewinnermittlung einen markt-
gerechten Verrechnungspreis angesetzt, wäre die ausgezahlte 
leistungsabhängige Vergütung für 2017 bis 2019 insgesamt um rund 
250.000 € geringer ausgefallen. 
 

17.3.4 Personalkosten der Chefärzte blieben bei der Gewinnermittlung 
unberücksichtigt 
 
In den Verfahrensgrundsätzen zur Gewinnermittlung2 wurde 2019 fest-
gelegt, dass die Personalkosten der Chefärzte nicht erlösmindernd zu 
berücksichtigen sind. Dies widerspricht zum einen dem eindeutigen Wort
laut in den Änderungsverträgen, wonach bei der Gewinnermittlung „sämt-
liche Kosten des UKSH“ in Abzug gebracht werden. 
 
Zum Zweiten wäre aus Sicht des LRH eine anteilige Berücksichtigung der 
leistungsunabhängigen Festvergütung der Chefärzte sachgerecht gewe-
sen, da ein Teil ihrer regulären Arbeitsleistung auf die Zusatzleistungen 
entfällt. Die Nichtberücksichtigung führte zugunsten der Chefärzte zu einer 
höheren Gewinnbeteiligung, was wiederum zulasten des UKSH ging. 

  

 
1  Vgl. § 2 Abs.2 Gesetz über die Entgelte für voll- und teilstationäre Krankenhausleistun

gen (Krankenhausentgeltgesetz - KHEntgG) vom 23.04.2002, BGBl. I S. 1412, zuletzt 
geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 09.04.2026, BGBl. I 2026 Nr. 98. 

2  Vgl. Tz.17.3. 
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17.4 Leistungssteigerungen machten Nachverhandlungen erforderlich 
 
Die Leistungen stiegen mit den Jahren immer stärker an. Daraufhin nahm 
das UKSH Vertragsverhandlungen mit den am Gewinn Beteiligten auf, mit 
dem Ziel, die Gewinnbeteiligung zu begrenzen. Für die betroffenen Jahre 
einigten sich die Beteiligten auf die Anwendung eines marktgerechten Ver
rechnungspreises für die Bewertung der stationären Leistungen an gesetz
lich versicherten Patienten. Dieser ersetzte den bisherigen überhöhten 
Verrechnungspreis. Nach dieser Berechnung reduzierte sich die Gewinn
beteiligung. Dennoch lag sie immer noch deutlich höher als in den Vorjah
ren. 
 

17.4.1 Rechtliche Möglichkeiten vor Vertragsänderung nicht ausreichend 
geprüft 
 
Zwar beschäftigte sich das UKSH im Zuge der Vertragsverhandlungen 
eingehend mit den finanziellen Gestaltungsmöglichkeiten. Die rechtlichen 
Möglichkeiten wurden jedoch nicht umfassend geprüft. Aussagegemäß 
wurde zwar juristische Unterstützung intern angefordert, auf die Einholung 
externer juristischer Expertise wurde indessen verzichtet.  
 
Im Zeitpunkt der Vertragsabschlüsse waren Leistungsmengen in der ein
getretenen Größenordnung nicht denkbar. Die rechtliche Frage, ob das 
UKSH durch die wesentlich veränderten Umstände eine Störung der 
Geschäftsgrundlage hätte geltend machen und in der Folge eine Ver
tragsanpassung hätte verlangen können,1 wurde an keiner Stelle proble
matisiert. Anstatt eine rechtliche Bewertung der Situation vorzunehmen 
und die Erfolgsaussichten eines künftigen Rechtsstreits prüfen zu lassen, 
beugte sich das UKSH im Interesse einer schnellen Lösung den Forde
rungen der Begünstigten. Damit wollte das UKSH einen möglicherweise 
langjährigen Rechtsstreit mit ungewissem Ausgang vermeiden und das 
Vertrauensverhältnis zu den begünstigten Personen nicht erschüttern. 
 

17.4.2 Auffälligkeiten bei der Kostenentwicklung wurde nicht konsequent 
nachgegangen 
 
Zudem enthielten die Gewinnberechnungen erneut Auffälligkeiten. So ver
lief die Entwicklung der Leistungen disproportional zu der Entwicklung der 
Personalkosten. 
 

 
1  Vgl. § 313 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

02.01.2002, BGBl. I S. 42, 2909; Berichtigung vom 22.05.2003, BGBl.  I S. 738, zuletzt 
geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 03.02.2026, BGBl. 2026 I Nr. 28.  
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Der LRH schließt aufgrund dieser Auffälligkeiten auf Mängel bei der inner
betrieblichen Verrechnung der Personalkosten. Wären analog zur 
Leistungsentwicklung auch höhere Personalkosten bei der Gewinnermitt
lung berücksichtigt worden, hätte sich unmittelbar eine geringere 
leistungsabhängige Vergütung ergeben. 
 
Dem UKSH waren diese Auffälligkeiten bekannt. Sie wurden aber auf
grund der bereits fortgeschrittenen Vertragsverhandlungen nicht konse
quent weiterverfolgt. 
 
Nach Auffassung des UKSH habe der LRH in seiner Darstellung die Tat
sache vernachlässigt, dass den Mehrkosten des UKSH aufgrund der 
leistungsabhängigen Vergütungen auch erhebliche Mehreinnahmen des 
UKSH gegenüberstanden. Nach Abzug der Kosten seien 65 % der Mehr
einnahmen dem UKSH verblieben. Zudem verwies das UKSH auf das 
Nebentätigkeitsrecht, welches hohe Vergütungen zulasse.1 
 
Dieser Darstellung widerspricht der LRH aus mehreren Gründen. Wie 
bereits dargestellt, basieren die vom UKSH beschriebenen Mehreinnah
men teilweise auf fiktiven Erlösen. Außerdem handelt es sich überwiegend 
um Erlöse für allgemeine Krankenhausleistungen, das heißt für Leistungen 
des Krankenhauses. Auch das Nebentätigkeitsrecht sieht nur eine Beteili
gung an eigenen Erlösen des Arztes vor, die dieser mit den Patienten da
für vereinbart, dass er diese persönlich berät, untersucht oder behandelt.2 
Die Erbringung allgemeiner Krankenhausleistungen gehört zum Hauptamt 
des Chefarztes und ist mit der Festvergütung abgegolten. Auf die Kritik 
des LRH an der Gewinnermittlung geht das UKSH nicht ein. Die Chefarzt-
kosten wurden gar nicht, auch nicht anteilig, in die Gewinnermittlung ein
bezogen. Bei den übrigen Personalkosten bestehen aus Sicht des LRH 
erhebliche Zweifel, dass diese verursachungsgerecht bei der Gewinn-
berechnung berücksichtigt wurden. 
 
Das UKSH ist damit den Nachweis schuldig geblieben, in welcher Höhe 
die Mehreinnahmen nach Abzug sämtlicher Kosten tatsächlich zu einem 
Gewinn führten. 

  

 
1  Vgl. § 14 Abs.1 Nebentätigkeitsverordnung (NtVO) vom 30.03.1990, GVOBl. Schl. H. 

S. 257 in der Fassung von Art. 66 der Landesverordnung vom 27.10.2023, GVOBl. Schl. 
H. S. 514. 

2  Vgl. § 15 Landesverordnung über die Nebentätigkeit der im Hochschulbereich tätigen 
Beamtinnen und Beamten (Hochschulnebentätigkeitsverordnung - HNtVO) vom 
02.06.2009, GVOBl. Schl. H. S. 338 in der Fassung von Art. 6 der Landesverordnung 
vom 14.12.2021, GVOBl. Schl. H. S. 1546. 
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17.5 Dauerhaft hohe Belastung für die Zukunft infolge Vertragsanpassung 
 
Für die Zukunft wurde von der bisherigen leistungsabhängigen Vergü
tungskomponente Abstand genommen. Als Ausgleich vereinbarte das 
UKSH mit den betreffenden Personen eine alternative Vergütung. Als 
Ausgangsbasis wurde die Vergütungshöhe der Vorjahre genommen, 
obwohl absehbar war, dass die Leistungszahlen der Zusatzleistungen 
künftig wieder sinken werden. Anstelle einer leistungsabhängigen Vergü
tung wurden vermeintlich erfolgsabhängige Vergütungskomponenten aus
gehandelt, die zum Teil mit einer automatischen Gehaltsanpassungsklau
sel kombiniert wurden. Da die neu ausgehandelten Vergütungskompo-
nenten an keine besonderen Voraussetzungen geknüpft wurden, kommen 
sie einer festen Vergütung gleich. 
 
Mit der Deckelung ist es dem UKSH zwar gelungen, einen deutlichen 
Rückgang der gezahlten Ausschüttungen zu erreichen. Dennoch haben 
sich die Kosten mehr als verdoppelt. Zudem muss das UKSH die neu aus
gehandelten Vergütungskomponenten dauerhaft ausbezahlen, unabhän
gig davon, ob und in welcher Höhe mit den Zusatzleistungen zukünftig ein 
Gewinn erzielt wird. 
 

17.6 Verspätete und irreführende Information des Aufsichtsrats 
 
Die Aufsichtsgremien wurden erst nach Abschluss der Vertragsverhand
lungen beiläufig im Rahmen der allgemeinen Berichterstattung über außer
tarifliche Verträge über den Vorgang informiert.1 Ohne die Höhe der ver
handelten Vergütungen zu nennen, verwies der Vorstand auf die im 
Ergebnis erfolgreiche Einigung, die durch „das gemeinsame Verständnis 
der Beteiligten, dass ein unvorhergesehenes Ereignis (…) nicht dazu füh
ren kann und sollte, dass Vergütungen extrem steigen“ möglich geworden 
sei. Der Vorstand wies weiter darauf hin, dass die neu abgeschlossenen 
Verträge zu einer „Ersparnis in Höhe von ca. 3,3 Mio. €“ führten. 
 
Die Auffassung des UKSH, dass das erzielte Verhandlungsergebnis und 
das dahinterstehende Vertragswerk für das UKSH und die Chefärzte eine 
Win-win-Situation darstellt, teilt der LRH ausdrücklich nicht. 
 
Das UKSH hat sich durch zu weitreichende Zugeständnisse und diverse 
eigenmächtige Abweichungen von den Regelungen aus dem Muster-
Chefarztvertrag selbst in eine schlechte Verhandlungsposition gebracht, 
namentlich durch die Anwendung überhöhter Verrechnungspreise, die 

 
1  Vgl. zu den Berichtspflichten des Vorstands die Bemerkungen des LRH 2025, Nr. 11.2. 
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Einbeziehung fiktiver stationärer Erlöse in die Gewinnermittlung und die zu 
gering angesetzten Kosten. 
 
Des Weiteren wäre eine Kostensteigerung in der jetzigen Größenordnung 
vermieden worden, hätte das UKSH, wie im aktuellen Muster-Chefarzt-
vertrag vorgesehen, von vornherein eine Vergütungshöchstgrenze mit den 
Chefärzten vereinbart. Aus Sicht des LRH hätte der Vorstand an vielen 
Stellen vorab den Aufsichtsrat informieren und dessen Zustimmung einho
len können und angesichts der Tragweite der jeweiligen Entscheidung 
nach dem Aspekt der Wesentlichkeit auch müssen. Die nach Vertragsab
schluss erfolgte Information wird den finanziellen Folgen für das UKSH 
nicht gerecht. Für die Zukunft fehlt es gänzlich an einer Verknüpfung der 
Vergütung mit den Einnahmen beim UKSH. Die Änderungsverträge verur
sachen dauerhaft hohe Kosten und sind wirtschaftlich für das UKSH nach
teilig. 
 
Die Berichterstattung an den Aufsichtsrat war aus Sicht des LRH nicht 
ausreichend. Der Aufsichtsrat sollte daher künftig über die Gehaltsgrenzen 
hinaus vom Vorstand einfordern, bei für das UKSH finanziell wesentlichen 
Vorgängen frühzeitig informiert und eingebunden zu werden. 
 
Das Wissenschaftsministerium folgt der Schlussfolgerung des LRH 
nicht. Anstatt sich noch mehr als bisher mit Einzelfällen zu befassen, sollte 
dem Aufsichtsrat die Aufgabe erleichtert werden, die durch die außertarif-
lichen Verträge entstehenden Kosten und Kostenprognosen nachvollzie
hen und bewerten zu können. Wie vom LRH 20251 empfohlen, werde 
hierzu derzeit die Einführung eines neuen transparenteren Berichtswesens 
sowie eine Umstellung der derzeit sehr komplexen Gehaltsgrenzen-
Systematik auf beispielsweise Rahmenbudgets verfolgt. 
 
Der LRH erachtet das Aufgreifen seiner Empfehlungen bezüglich des 
Berichtswesens und der Rahmenbudgets durch das Wissenschafts-
ministerium als zielführend. 

  

 
1  Vgl. Bemerkungen des LRH 2025, Nr. 10 und Nr. 11. 
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